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Richtlinie 2001/86/EG des Rates vom 8. Oktober 2001 zur Ergänzung des Statuts der 
Europäischen Gesellschaft hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer 

ABl. Nr. L 294 vom 10.11.2001, 22 

 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION  

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 308, auf der Grundlage des geänderten Vorschlags der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Zur Erreichung der Ziele des Vertrags wird mit der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 
des Rates das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) festgelegt. 

(2) Mit jener Verordnung soll ein einheitlicher rechtlicher Rahmen geschaffen werden, 
innerhalb dessen Gesellschaften aus verschiedenen Mitgliedstaaten in der Lage sein sollten, 
die Neuorganisation ihres Geschäftsbetriebs gemeinschaftsweit zu planen und durchzuführen. 

(3) Um die Ziele der Gemeinschaft im sozialen Bereich zu fördern, müssen besondere Be-
stimmungen - insbesondere auf dem Gebiet der Beteiligung der Arbeitnehmer - festgelegt 
werden, mit denen gewährleistet werden soll, dass die Gründung einer SE nicht zur Beseiti-
gung oder zur Einschränkung der Gepflogenheiten der Arbeitnehmerbeteiligung führt, die in 
den an der Gründung einer SE beteiligten Gesellschaften herrschen. Dieses Ziel sollte durch 
die Einführung von Regeln in diesen Bereich verfolgt werden, mit denen die Bestimmungen 
der Verordnung ergänzt werden. 

(4) Da die Ziele der vorgeschlagenen Maßnahme - wie oben ausgeführt - nicht hinrei-
chend von den Mitgliedstaaten erreicht werden können, weil es darum geht, eine Reihe von 
für die SE geltenden Regeln für die Beteiligung der Arbeitnehmer zu erlassen, und da die Zie-
le daher wegen des Umfangs und der Wirkungen der vorgeschlagenen Maßnahme besser auf 
Gemeinschaftsebene erreicht werden können, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem 
Subsidiaritätsprinzip nach Artikel 5 des Vertrags Maßnahmen ergreifen. Im Einklang mit dem 
Verhältnismäßigkeitsprinzip nach jenem Artikel geht diese Richtlinie nicht über das für die 
Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 

(5) Angesichts der in den Mitgliedstaaten bestehenden Vielfalt an Regelungen und Ge-
pflogenheiten für die Beteiligung der Arbeitnehmervertreter an der Beschlussfassung in Ge-
sellschaften ist es nicht ratsam, ein auf die SE anwendbares einheitliches europäisches Modell 
der Arbeitnehmerbeteiligung vorzusehen. 

(6) In allen Fällen der Gründung einer SE sollten jedoch Unterrichtungs- und Anhörungs-
verfahren auf grenzüberschreitender Ebene gewährleistet sein. 
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(7) Sofern und soweit es in einer oder in mehreren der an der Gründung einer SE beteilig-
ten Gesellschaften Mitbestimmungsrechte gibt, sollten sie durch Übertragung an die SE nach 
deren Gründung erhalten bleiben, es sei denn, dass die Parteien etwas anderes beschließen. 

(8) Die konkreten Verfahren der grenzüberschreitenden Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer sowie gegebenenfalls der Mitbestimmung, die für die einzelnen SE gelten, soll-
ten vorrangig durch eine Vereinbarung zwischen den betroffenen Parteien oder - in Ermange-
lung einer derartigen Vereinbarung - durch die Anwendung einer Reihe von subsidiären Re-
geln festgelegt werden. 

(9) Angesicht der unterschiedlichen Gegebenheiten bei den nationalen Systemen der Mit-
bestimmung sollte den Mitgliedstaaten die Anwendung der Auffangregelungen für die Mitbe-
stimmung im Falle einer Fusion freigestellt werden. In diesem Fall ist die Beibehaltung der 
bestehenden Mitbestimmungssysteme und -praktiken, die gegebenenfalls auf der Ebene der 
teilnehmenden Gesellschaften bestehen, durch eine Anpassung der Vorschriften für die Re-
gistrierung zu gewährleisten. 

(10) Die Abstimmungsregeln in dem besonderen Gremium, das die Arbeitnehmer zu Ver-
handlungszwecken vertritt, sollten - insbesondere wenn Vereinbarungen getroffen werden, die 
ein geringeres Maß an Mitbestimmung vorsehen, als es in einer oder mehreren der sich betei-
ligenden Gesellschaften gegeben ist - in einem angemessenen Verhältnis zur Gefahr der Be-
seitigung oder der Einschränkung der bestehenden Mitbestimmungssysteme und -praktiken 
stehen. Wenn eine SE im Wege der Umwandlung oder Verschmelzung gegründet wird, ist 
diese Gefahr größer, als wenn die Gründung im Wege der Errichtung einer Holdinggesell-
schaft oder einer gemeinsamen Tochtergesellschaft erfolgt. 

(11) Führen die Verhandlungen zwischen den Vertretern der Arbeitnehmer und dem je-
weils zuständigen Organ der beteiligten Gesellschaften nicht zu einer Vereinbarung, so sollten 
für die SE von ihrer Gründung an bestimmte Standardanforderungen gelten. Diese Standard-
anforderungen sollten eine effiziente Praxis der grenzüberschreitenden Unterrichtung und 
Anhörung der Arbeitnehmer sowie deren Mitbestimmung in dem einschlägigen Organ der SE 
gewährleisten, sofern und soweit es eine derartige Mitbestimmung vor der Errichtung der SE 
in einer der beteiligten Gesellschaften gegeben hat. 

(12) Es sollte vorgesehen werden, dass die Vertreter der Arbeitnehmer, die im Rahmen der 
Richtlinie handeln, bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben einen ähnlichen Schutz und ähnli-
che Garantien genießen, wie sie die Vertreter der Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften 
und/oder den Gepflogenheiten des Landes ihrer Beschäftigung haben. Sie sollten keiner Dis-
kriminierung infolge der rechtmäßigen Ausübung ihrer Tätigkeit unterliegen und einen ange-
messenen Schutz vor Kündigung und anderen Sanktionen genießen. 

(13) Die Vertraulichkeit sensibler Informationen sollte auch nach Ablauf der Amtszeit der 
Arbeitnehmervertreter gewährleistet sein; dem zuständigen Organ der SE sollte es gestattet 
werden, Informationen zurückzuhalten, die im Falle einer Bekanntgabe an die Öffentlichkeit 
den Betrieb der SE ernsthaft stören würden. 

(14) Unterliegen eine SE sowie ihre Tochtergesellschaften und Niederlassungen der Richt-
linie 94/45/EG des Rates vom 22. September 1994 über die Einsetzung eines Europäischen 
Betriebsrats oder die Schaffung eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung der Ar-
beitnehmer in gemeinschaftsweit operierenden Unternehmen und Unternehmensgruppen, so 
sollten die Bestimmungen jener Richtlinie und die Bestimmungen zu ihrer Umsetzung in ein-
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zelstaatliches Recht weder auf die SE noch auf ihre Tochtergesellschaften und Niederlassun-
gen anwendbar sein, es sei denn, das besondere Verhandlungsgremium beschließt, keine Ver-
handlungen aufzunehmen oder bereits eröffnete Verhandlungen zu beenden. 

(15) Die Regeln dieser Richtlinie sollten andere bestehende Beteiligungsrechte nicht berüh-
ren und haben nicht notwendigerweise Auswirkungen auf andere bestehende Vertretungs-
strukturen aufgrund gemeinschaftlicher oder einzelstaatlicher Rechtsvorschriften oder Ge-
pflogenheiten. 

(16) Die Mitgliedstaaten sollten geeignete Maßnahmen für den Fall vorsehen, dass die in 
dieser Richtlinie festgelegten Pflichten nicht eingehalten werden. 

(17) Der Vertrag enthält Befugnisse für die Annahme dieser Richtlinie nur in Artikel 308. 

(18) Die Sicherung erworbener Rechte der Arbeitnehmer über ihre Beteiligung an Unter-
nehmensentscheidungen ist fundamentaler Grundsatz und erklärtes Ziel dieser Richtlinie. Die 
vor der Gründung von SE bestehenden Rechte der Arbeitnehmer sollten deshalb Ausgangs-
punkt auch für die Gestaltung ihrer Beteiligungsrechte in der SE (Vorher-Nachher-Prinzip) 
sein. Dieser Ansatz sollte folgerichtig nicht nur für die Neugründung einer SE, sondern auch 
für strukturelle Veränderungen einer bereits gegründeten SE und für die von den strukturellen 
Änderungsprozessen betroffenen Gesellschaften gelten. 

(19) Die Mitgliedstaaten sollten vorsehen können, dass Vertreter von Gewerkschaften Mit-
glied eines besonderen Verhandlungsgremiums sein können, unabhängig davon, ob sie Ar-
beitnehmer einer an der Gründung einer SE beteiligten Gesellschaft sind oder nicht. In diesem 
Zusammenhang sollten die Mitgliedstaaten dieses Recht insbesondere in den Fällen vorsehen 
können, in denen Gewerkschaftsvertreter nach ihrem einzelstaatlichen Recht stimmberechtig-
te Mitglieder des Aufsichts- oder des Leitungsorgans sein dürfen. 

(20) In mehreren Mitgliedstaaten werden die Beteiligung der Arbeitnehmer sowie andere 
Bereiche der Arbeitgeber/Arbeitnehmer-Beziehungen sowohl durch einzelstaatliche Rechts-
vorschriften als auch durch Gepflogenheiten geregelt, wobei die Gepflogenheiten im vorlie-
genden Zusammenhang in der Weise zu verstehen sind, dass sie auch Tarifverträge auf ver-
schiedenen Ebenen - national, sektoral oder unternehmensbezogen - umfassen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

TEIL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

(1) Diese Richtlinie regelt die Beteiligung der Arbeitnehmer in der Europäischen Aktien-
gesellschaft (Societas Europaea, nachfolgend "SE" genannt), die Gegenstand der Verordnung 
(EG) Nr. 2157/2001 ist. 

(2) Zu diesem Zweck wird in jeder SE gemäß dem Verhandlungsverfahren nach den Arti-
keln 3 bis 6 oder unter den in Artikel 7 genannten Umständen gemäß dem Anhang eine Ver-
einbarung über die Beteiligung der Arbeitnehmer getroffen. 
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Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

a) "SE" eine nach der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 gegründete Gesellschaft, 

b) "beteiligte Gesellschaften" die Gesellschaften, die unmittelbar an der Gründung einer 
SE beteiligt sind, 

c) "Tochtergesellschaft" einer Gesellschaft ein Unternehmen, auf das die betreffende Ge-
sellschaft einen beherrschenden Einfluss im Sinne des Artikels 3 Absätze 2 bis 7 der Richtli-
nie 94/45/EG ausübt, 

d) "betroffene Tochtergesellschaft oder betroffener Betrieb" eine Tochtergesellschaft o-
der einen Betrieb einer beteiligten Gesellschaft, die/der bei der Gründung der SE zu einer 
Tochtergesellschaft oder einem Betrieb der SE werden soll, 

e) "Arbeitnehmervertreter" die nach den Rechtsvorschriften und/oder den Gepflogenhei-
ten der einzelnen Mitgliedstaaten vorgesehenen Vertreter der Arbeitnehmer, 

f) "Vertretungsorgan" das Organ zur Vertretung der Arbeitnehmer, das durch die Ver-
einbarung nach Artikel 4 oder entsprechend dem Anhang eingesetzt wird, um die Unterrich-
tung und Anhörung der Arbeitnehmer der SE und ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe in 
der Gemeinschaft vorzunehmen und gegebenenfalls Mitbestimmungsrechte in Bezug auf die 
SE wahrzunehmen, 

g) "besonderes Verhandlungsgremium" das gemäß Artikel 3 eingesetzte Gremium, das 
die Aufgabe hat, mit dem jeweils zuständigen Organ der beteiligten Gesellschaften die Ver-
einbarung über die Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE auszuhandeln, 

h) "Beteiligung der Arbeitnehmer" jedes Verfahren - einschließlich der Unterrichtung, 
der Anhörung und der Mitbestimmung -, durch das die Vertreter der Arbeitnehmer auf die 
Beschlussfassung innerhalb der Gesellschaft Einfluss nehmen können, 

i) "Unterrichtung" die Unterrichtung des Organs zur Vertretung der Arbeitnehmer 
und/oder der Arbeitnehmervertreter durch das zuständige Organ der SE über Angelegenhei-
ten, die die SE selbst oder eine ihrer Tochtergesellschaften oder einen ihrer Betriebe in einem 
anderen Mitgliedstaat betreffen oder die über die Befugnisse der Entscheidungsorgane auf der 
Ebene des einzelnen Mitgliedstaats hinausgehen, wobei Zeitpunkt, Form und Inhalt der Unter-
richtung den Arbeitnehmervertretern eine eingehende Prüfung der möglichen Auswirkungen 
und gegebenenfalls die Vorbereitung von Anhörungen mit dem zuständigen Organ der SE 
ermöglichen müssen, 

j) "Anhörung" die Einrichtung eines Dialogs und eines Meinungsaustauschs zwischen 
dem Organ zur Vertretung der Arbeitnehmer und/oder den Arbeitnehmervertretern und dem 
zuständigen Organ der SE, wobei Zeitpunkt, Form und Inhalt der Anhörung den Arbeitneh-
mervertretern auf der Grundlage der erfolgten Unterrichtung eine Stellungnahme zu den ge-
planten Maßnahmen des zuständigen Organs ermöglichen müssen, die im Rahmen des Ent-
scheidungsprozesses innerhalb der SE berücksichtigt werden kann, 



 5

k) "Mitbestimmung" die Einflussnahme des Organs zur Vertretung der Arbeitnehmer 
und/oder der Arbeitnehmervertreter auf die Angelegenheiten einer Gesellschaft durch 

- die Wahrnehmung des Rechts, einen Teil der Mitglieder des Aufsichts- oder des Verwal-
tungsorgans der Gesellschaft zu wählen oder zu bestellen, oder 

- die Wahrnehmung des Rechts, die Bestellung eines Teils der oder aller Mitglieder des Auf-
sichts- oder des Verwaltungsorgans der Gesellschaft zu empfehlen und/oder abzulehnen. 

TEIL II 

VERHANDLUNGSVERFAHREN 

Artikel 3 

Einsetzung eines besonderen Verhandlungsgremiums 

(1) Wenn die Leitungs- oder die Verwaltungsorgane der beteiligten Gesellschaften die 
Gründung einer SE planen, leiten sie nach der Offenlegung des Verschmelzungsplans oder 
des Gründungsplans für eine Holdinggesellschaft oder nach der Vereinbarung eines Plans zur 
Gründung einer Tochtergesellschaft oder zur Umwandlung in eine SE so rasch wie möglich 
die erforderlichen Schritte  

- zu denen auch die Unterrichtung über die Identität der beteiligten Gesellschaften und der 
betroffenen Tochtergesellschaften oder betroffenen Betriebe sowie die Zahl ihrer Beschäftig-
ten gehört 

- für die Aufnahme von Verhandlungen mit den Arbeitnehmervertretern der Gesellschaften 
über die Vereinbarung über die Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE ein. 

(2) Zu diesem Zweck wird ein besonderes Verhandlungsgremium als Vertretung der Ar-
beitnehmer der beteiligten Gesellschaften sowie der betroffenen Tochtergesellschaften oder 
betroffenen Betriebe gemäß folgenden Vorschriften eingesetzt: 

a) Bei der Wahl oder der Bestellung der Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums 
ist Folgendes sicherzustellen: 

i) die Vertretung durch gewählte oder bestellte Mitglieder entsprechend der Zahl der in 
jedem Mitgliedstaat beschäftigten Arbeitnehmer der beteiligten Gesellschaften und der betrof-
fenen Tochtergesellschaften oder betroffenen Betriebe in der Form, dass pro Mitgliedstaat für 
jeden Anteil der in diesem Mitgliedstaat beschäftigten Arbeitnehmer, der 10 % der Gesamt-
zahl der in allen Mitgliedstaaten beschäftigten Arbeitnehmer der beteiligten Gesellschaften 
und der betroffenen Tochtergesellschaften oder betroffenen Betriebe entspricht, oder für einen 
Bruchteil dieser Tranche Anspruch auf einen Sitz besteht; 

ii) im Falle einer durch Verschmelzung gegründeten SE die Vertretung jedes Mitglied-
staats durch so viele weitere Mitglieder, wie erforderlich sind, um zu gewährleisten, dass jede 
beteiligte Gesellschaft, die eingetragen ist und Arbeitnehmer in dem betreffenden Mitglied-
staat beschäftigt und die als Folge der geplanten Eintragung der SE als eigene Rechtspersön-
lichkeit erlöschen wird, in dem besonderen Verhandlungsgremium durch mindestens ein Mit-
glied vertreten ist, sofern 
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- die Zahl dieser zusätzlichen Mitglieder 20 % der sich aus der Anwendung von Ziffer i erge-
benden Mitgliederzahl nicht überschreitet und 

- die Zusammensetzung des besonderen Verhandlungsgremiums nicht zu einer Doppelvertre-
tung der betroffenen Arbeitnehmer führt. 

Übersteigt die Zahl dieser Gesellschaften die Zahl der gemäß Unterabsatz 1 verfügbaren zu-
sätzlichen Mitglieder, so werden diese zusätzlichen Mitglieder Gesellschaften in verschiede-
nen Mitgliedstaaten in absteigender Reihenfolge der Zahl der bei ihnen beschäftigten Arbeit-
nehmer zugeteilt. 

b) Die Mitgliedstaaten legen das Verfahren für die Wahl oder die Bestellung der Mitglieder 
des besonderen Verhandlungsgremiums fest, die in ihrem Hoheitsgebiet zu wählen oder zu 
bestellen sind. Sie ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass nach 
Möglichkeit jede beteiligte Gesellschaft, die in dem jeweiligen Mitgliedstaat Arbeitnehmer 
beschäftigt, durch mindestens ein Mitglied in dem Gremium vertreten ist. Die Gesamtzahl der 
Mitglieder darf durch diese Maßnahmen nicht erhöht werden. 

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass diesem Gremium Gewerkschaftsvertreter auch 
dann angehören können, wenn sie nicht Arbeitnehmer einer beteiligten Gesellschaft oder ei-
ner betroffenen Tochtergesellschaft oder eines betroffenen Betriebs sind. 

Unbeschadet der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten betreffend 
Schwellen für die Einrichtung eines Vertretungsorgans sehen die Mitgliedstaaten vor, dass die 
Arbeitnehmer der Unternehmen oder Betriebe, in denen unabhängig vom Willen der Arbeit-
nehmer keine Arbeitnehmervertreter vorhanden sind, selbst Mitglieder für das besondere Ver-
handlungsgremium wählen oder bestellen dürfen. 

(3) Das besondere Verhandlungsgremium und das jeweils zuständige Organ der beteilig-
ten Gesellschaften legen in einer schriftlichen Vereinbarung die Beteiligung der Arbeitnehmer 
in der SE fest. 

Zu diesem Zweck unterrichtet das jeweils zuständige Organ der beteiligten Gesellschaften das 
besondere Verhandlungsgremium über das Vorhaben der Gründung einer SE und den Verlauf 
des Verfahrens bis zu deren Eintragung. 

(4) Das besondere Verhandlungsgremium beschließt vorbehaltlich des Absatzes 6 mit der 
absoluten Mehrheit seiner Mitglieder, sofern diese Mehrheit auch die absolute Mehrheit der 
Arbeitnehmer vertritt. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Hätten jedoch die Verhandlungen eine 
Minderung der Mitbestimmungsrechte zur Folge, so ist für einen Beschluss zur Billigung ei-
ner solchen Vereinbarung eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder des 
besonderen Verhandlungsgremiums, die mindestens zwei Drittel der Arbeitnehmer vertreten, 
erforderlich, mit der Maßgabe, dass diese Mitglieder Arbeitnehmer in mindestens zwei Mit-
gliedstaaten vertreten müssen, und zwar - im Falle einer SE, die durch Verschmelzung ge-
gründet werden soll, sofern sich die Mitbestimmung auf mindestens 25 % der Gesamtzahl der 
Arbeitnehmer der beteiligten Gesellschaften erstreckt, oder - im Falle einer SE, die als Hol-
dinggesellschaft oder als Tochtergesellschaft gegründet werden soll, sofern sich die Mitbe-
stimmung auf mindestens 50 % der Gesamtzahl der Arbeitnehmer der beteiligten Gesellschaf-
ten erstreckt. 
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Minderung der Mitbestimmungsrechte bedeutet, dass der Anteil der Mitglieder der Organe 
der SE im Sinne des Artikels 2 Buchstabe k geringer ist als der höchste in den beteiligten Ge-
sellschaften geltende Anteil. 

(5) Das besondere Verhandlungsgremium kann bei den Verhandlungen Sachverständige 
seiner Wahl, zu denen auch Vertreter der einschlägigen Gewerkschaftsorganisationen auf 
Gemeinschaftsebene zählen können, hinzuziehen, um sich von ihnen bei seiner Arbeit unter-
stützen zu lassen. Diese Sachverständigen können, wenn das besondere Verhandlungsgremi-
um dies wünscht, den Verhandlungen in beratender Funktion beiwohnen, um gegebenenfalls 
die Kohärenz und Stimmigkeit auf Gemeinschaftsebene zu fördern. Das besondere Verhand-
lungsgremium kann beschließen, die Vertreter geeigneter außenstehender Organisationen, zu 
denen auch Gewerkschaftsvertreter zählen können, vom Beginn der Verhandlungen zu unter-
richten. 

(6) Das besondere Verhandlungsgremium kann mit der nachstehend festgelegten Mehr-
heit beschließen, keine Verhandlungen aufzunehmen oder bereits aufgenommene Verhand-
lungen abzubrechen und die Vorschriften für die Unterrichtung und Anhörung der Arbeit-
nehmer zur Anwendung gelangen zu lassen, die in den Mitgliedstaaten gelten, in denen die 
SE Arbeitnehmer beschäftigt. Ein solcher Beschluss beendet das Verfahren zum Abschluss 
der Vereinbarung gemäß Artikel 4. Ist ein solcher Beschluss gefasst worden, findet keine der 
Bestimmungen des Anhangs Anwendung. 

Für den Beschluss, die Verhandlungen nicht aufzunehmen oder sie abzubrechen, ist eine 
Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder, die mindestens zwei Drittel der Ar-
beitnehmer vertreten, erforderlich, mit der Maßgabe, dass diese Mitglieder Arbeitnehmer in 
mindestens zwei Mitgliedstaaten vertreten müssen. 

Im Fall einer durch Umwandlung gegründeten SE findet dieser Absatz keine Anwendung, 
wenn in der umzuwandelnden Gesellschaft Mitbestimmung besteht. 

Das besondere Verhandlungsgremium wird auf schriftlichen Antrag von mindestens 10 % der 
Arbeitnehmer der SE, ihrer Tochtergesellschaften und ihrer Betriebe oder von deren Vertre-
tern frühestens zwei Jahre nach dem vorgenannten Beschluss wieder einberufen, sofern die 
Parteien nicht eine frühere Wiederaufnahme der Verhandlungen vereinbaren. Wenn das be-
sondere Verhandlungsgremium die Wiederaufnahme der Verhandlungen mit der Geschäftslei-
tung beschließt, in diesen Verhandlungen jedoch keine Einigung erzielt wird, findet keine der 
Bestimmungen des Anhangs Anwendung. 

(7) Die Kosten, die im Zusammenhang mit der Tätigkeit des besonderen Verhandlungs-
gremiums und generell mit den Verhandlungen entstehen, werden von den beteiligten Gesell-
schaften getragen, damit das besondere Verhandlungsgremium seine Aufgaben in angemesse-
ner Weise erfüllen kann. Im Einklang mit diesem Grundsatz können die Mitgliedstaaten Re-
geln für die Finanzierung der Arbeit des besonderen Verhandlungsgremiums festlegen. Sie 
können insbesondere die Übernahme der Kosten auf die Kosten für einen Sachverständigen 
begrenzen. 
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Artikel 4 

Inhalt der Vereinbarung 

(1) Das jeweils zuständige Organ der beteiligten Gesellschaften und das besondere Ver-
handlungsgremium verhandeln mit dem Willen zur Verständigung, um zu einer Vereinbarung 
über die Beteiligung der Arbeitnehmer innerhalb der SE zu gelangen. 

(2) Unbeschadet der Autonomie der Parteien und vorbehaltlich des Absatzes 4 wird in der 
schriftlichen Vereinbarung nach Absatz 1 zwischen dem jeweils zuständigen Organ der betei-
ligten Gesellschaften und dem besonderen Verhandlungsgremium Folgendes festgelegt: 

a) der Geltungsbereich der Vereinbarung, 

b) die Zusammensetzung des Vertretungsorgans als Verhandlungspartner des zuständi-
gen Organs der SE im Rahmen der Vereinbarung über die Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer der SE und ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe sowie die Anzahl seiner 
Mitglieder und die Sitzverteilung, 

c) die Befugnisse und das Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung des Vertretungs-
organs, 

d) die Häufigkeit der Sitzungen des Vertretungsorgans, 

e) die für das Vertretungsorgan bereitzustellenden finanziellen und materiellen Mittel, 

f) die Durchführungsmodalitäten des Verfahrens oder der Verfahren zur Unterrichtung 
und Anhörung für den Fall, dass die Parteien im Laufe der Verhandlungen beschließen, eines 
oder mehrere solcher Verfahren zu schaffen, anstatt ein Vertretungsorgan einzusetzen, 

g) der Inhalt einer Vereinbarung über die Mitbestimmung für den Fall, dass die Parteien 
im Laufe der Verhandlungen beschließen, eine solche Vereinbarung einzuführen, einschließ-
lich (gegebenenfalls) der Zahl der Mitglieder des Verwaltungs- oder des Aufsichtsorgans der 
SE, welche die Arbeitnehmer wählen oder bestellen können oder deren Bestellung sie emp-
fehlen oder ablehnen können, der Verfahren, nach denen die Arbeitnehmer diese Mitglieder 
wählen oder bestellen oder deren Bestellung empfehlen oder ablehnen können, und der Rech-
te dieser Mitglieder, 

h) der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vereinbarung und ihre Laufzeit, die Fälle, in de-
nen die Vereinbarung neu ausgehandelt werden sollte, und das bei ihrer Neuaushandlung an-
zuwendende Verfahren. 

(3) Sofern in der Vereinbarung nichts anderes bestimmt ist, gilt die Auffangregelung des 
Anhangs nicht für diese Vereinbarung. 

(4) Unbeschadet des Artikels 13 Absatz 3 Buchstabe a muss in der Vereinbarung im Falle 
einer durch Umwandlung gegründeten SE in Bezug auf alle Komponenten der Arbeitnehmer-
beteiligung zumindest das gleiche Ausmaß gewährleistet werden, das in der Gesellschaft be-
steht, die in eine SE umgewandelt werden soll. 
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Artikel 5 

Dauer der Verhandlungen 

(1) Die Verhandlungen beginnen mit der Einsetzung des besonderen Verhandlungsgremi-
ums und können bis zu sechs Monate andauern. 

(2) Die Parteien können einvernehmlich beschließen, die Verhandlungen über den in Ab-
satz 1 genannten Zeitraum hinaus bis zu insgesamt einem Jahr ab der Einsetzung des besonde-
ren Verhandlungsgremiums fortzusetzen. 

Artikel 6 

Für das Verhandlungsverfahren maßgebliches Recht 

Sofern in dieser Richtlinie nichts anderes vorgesehen ist, ist für das Verhandlungsverfahren 
gemäß den Artikeln 3 bis 5 das Recht des Mitgliedstaates maßgeblich, in dem die SE ihren 
Sitz haben wird. 

Artikel 7 

Auffangregelung 

(1) Zur Verwirklichung des in Artikel 1 festgelegten Ziels führen die Mitgliedstaaten un-
beschadet des nachstehenden Absatzes 3 eine Auffangregelung zur Beteiligung der Arbeit-
nehmer ein, die den im Anhang niedergelegten Bestimmungen genügen muss. 

Die Auffangregelung, die in den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats festgelegt ist, in dem 
die SE ihren Sitz haben soll, findet ab dem Zeitpunkt der Eintragung der SE Anwendung, 
wenn 

a) die Parteien dies vereinbaren oder 

b) bis zum Ende des in Artikel 5 genannten Zeitraums keine Vereinbarung zustande ge-
kommen ist und 

- das zuständige Organ jeder der beteiligten Gesellschaften der Anwendung der Auffangrege-
lung auf die SE und damit der Fortsetzung des Verfahrens zur Eintragung der SE zugestimmt 
hat und - das besondere Verhandlungsgremium keinen Beschluss gemäß Artikel 3 Absatz 6 
gefasst hat. 

(2) Ferner findet die Auffangregelung, die in den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats 
festgelegt ist, in dem die SE eingetragen wird, gemäß Teil 3 des Anhangs nur Anwendung, 
wenn 

a) im Falle einer durch Umwandlung gegründeten SE die Bestimmungen eines Mitglied-
staats über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan für 
eine in eine SE umgewandelte Aktiengesellschaft galten; 

b) im Falle einer durch Verschmelzung gegründeten SE 
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- vor der Eintragung der SE in einer oder mehreren der beteiligten Gesellschaften eine oder 
mehrere Formen der Mitbestimmung bestanden und sich auf mindestens 25 % der Gesamtzahl 
der Arbeitnehmer aller beteiligten Gesellschaften erstreckten oder 

- vor der Eintragung der SE in einer oder mehreren der beteiligten Gesellschaften eine oder 
mehrere Formen der Mitbestimmung bestanden und sich auf weniger als 25 % der Gesamt-
zahl der Arbeitnehmer aller beteiligten Gesellschaften erstreckten und das besondere Ver-
handlungsgremium einen entsprechenden Beschluss fasst; 

c) im Falle einer durch Errichtung einer Holdinggesellschaft oder einer Tochtergesell-
schaft gegründeten SE 

- vor der Eintragung der SE in einer oder mehreren der beteiligten Gesellschaften eine oder 
mehrere Formen der Mitbestimmung bestanden und sich auf mindestens 50 % der Gesamtzahl 
der Arbeitnehmer aller beteiligten Gesellschaften erstreckten oder 

- vor der Eintragung der SE in einer oder mehreren der beteiligten Gesellschaften eine oder 
mehrere Formen der Mitbestimmung bestanden und sich auf weniger als 50 % der Gesamt-
zahl der Arbeitnehmer aller beteiligten Gesellschaften erstreckten und das besondere Ver-
handlungsgremium einen entsprechenden Beschluss fasst. 

Bestanden mehr als eine Mitbestimmungsform in den verschiedenen beteiligten Gesellschaf-
ten, so entscheidet das besondere Verhandlungsgremium, welche von ihnen in der SE einge-
führt wird. Die Mitgliedstaaten können Regeln festlegen, die anzuwenden sind, wenn kein 
einschlägiger Beschluss für eine in ihrem Hoheitsgebiet eingetragene SE gefasst worden ist. 
Das besondere 

Verhandlungsgremium unterrichtet das jeweils zuständige Organ der beteiligten Gesellschaf-
ten über die Beschlüsse, die es gemäß diesem Absatz gefasst hat. 

(3) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die Auffangregelung in Teil 3 des Anhangs in 
dem in Absatz 2 Buchstabe b vorgesehenen Fall nicht Anwendung findet. 

TEIL III 

SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

Artikel 8 

Verschwiegenheit und Geheimhaltung 

(1) Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass den Mitgliedern des besonderen Verhandlungs-
gremiums und des Vertretungsorgans sowie den sie unterstützenden Sachverständigen nicht 
gestattet wird, ihnen als vertraulich mitgeteilte Informationen an Dritte weiterzugeben. 

Das Gleiche gilt für die Arbeitnehmervertreter im Rahmen eines Verfahrens zur Unterrich-
tung und Anhörung. 

Diese Verpflichtung besteht unabhängig von dem Aufenthaltsort der betreffenden Personen 
und auch nach Ablauf ihres Mandats weiter. 



 11

(2) Jeder Mitgliedstaat sieht vor, dass das Aufsichts- oder das Verwaltungsorgan einer SE 
oder einer beteiligten Gesellschaft mit Sitz in seinem Hoheitsgebiet in besonderen Fällen und 
unter den Bedingungen und Beschränkungen des einzelstaatlichen Rechts Informationen nicht 
weiterleiten muss, wenn deren Bekanntwerden bei Zugrundelegung objektiver Kriterien den 
Geschäftsbetrieb der SE (oder gegebenenfalls der beteiligten Gesellschaft) oder ihrer Toch-
tergesellschaften und Betriebe erheblich beeinträchtigen oder ihnen schaden würde. 

Jeder Mitgliedstaat kann eine solche Freistellung von einer vorherigen behördlichen oder ge-
richtlichen Genehmigung abhängig machen. 

(3) Jeder Mitgliedstaat kann für eine SE mit Sitz in seinem Hoheitsgebiet, die in Bezug 
auf Berichterstattung und Meinungsäußerung unmittelbar und überwiegend eine bestimmte 
weltanschauliche Tendenz verfolgt, besondere Bestimmungen vorsehen, falls das innerstaatli-
che Recht solche Bestimmungen zum Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie bereits ent-
hält. 

(4) Bei der Anwendung der Absätze 1, 2 und 3 sehen die Mitgliedstaaten Verfahren vor, 
nach denen die Arbeitnehmervertreter auf dem Verwaltungsweg oder vor Gericht Rechtsbe-
helfe einlegen können, wenn das Aufsichts- oder das Verwaltungsorgan der SE oder der betei-
ligten Gesellschaft Vertraulichkeit verlangt oder die Informationen verweigert. 

Diese Verfahren können Regelungen zur Wahrung der Vertraulichkeit der betreffenden In-
formationen einschließen. 

Artikel 9 

Arbeitsweise des Vertretungsorgans und Funktionsweise des Verfahrens zur Unterrichtung 
und Anhörung der Arbeitnehmer 

Das zuständige Organ der SE und das Vertretungsorgan arbeiten mit dem Willen zur Verstän-
digung unter Beachtung ihrer jeweiligen Rechte und Pflichten zusammen. 

Das Gleiche gilt für die Zusammenarbeit zwischen dem Aufsichts- oder dem Verwaltungsor-
gan der SE und den Arbeitnehmervertretern im Rahmen eines Verfahrens zur Unterrichtung 
und Anhörung der Arbeitnehmer. 

Artikel 10 

Schutz der Arbeitnehmervertreter 

Die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums, die Mitglieder des Vertretungsor-
gans, Arbeitnehmervertreter, die bei einem Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung mit-
wirken, und Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- oder im Verwaltungsorgan der SE, die Be-
schäftigte der SE, ihrer Tochtergesellschaften oder Betriebe oder einer der beteiligten Gesell-
schaften sind, genießen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben den gleichen Schutz und 
gleichartige Sicherheiten wie die Arbeitnehmervertreter nach den innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften und/oder Gepflogenheiten des Landes, in dem sie beschäftigt sind. 

Dies gilt insbesondere für die Teilnahme an den Sitzungen des besonderen Verhandlungsgre-
miums oder des Vertretungsorgans an allen sonstigen Sitzungen, die im Rahmen der Verein-
barung nach Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe f stattfinden, und an den Sitzungen des Verwal-
tungs- oder des Aufsichtsorgans sowie für die Lohn- und Gehaltsfortzahlung an die Mitglie-
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der, die Beschäftigte einer der beteiligten Gesellschaften oder der SE oder ihrer Tochterge-
sellschaften oder Betriebe sind, für die Dauer ihrer zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erfor-
derlichen Abwesenheit. 

Artikel 11 

Verfahrensmissbrauch 

Die Mitgliedstaaten treffen im Einklang mit den gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften ge-
eignete Maßnahmen, um zu verhindern, dass eine SE dazu missbraucht wird, Arbeitnehmern 
Beteiligungsrechte zu entziehen oder vorzuenthalten. 

Artikel 12 

Einhaltung der Richtlinie 

(1) Jeder Mitgliedstaat trägt dafür Sorge, dass die Leitung der Betriebe einer SE und die 
Aufsichts- oder die Verwaltungsorgane der Tochtergesellschaften und der beteiligten Gesell-
schaften, die sich in seinem Hoheitsgebiet befinden, und ihre Arbeitnehmervertreter oder ge-
gebenenfalls ihre Arbeitnehmer den Verpflichtungen dieser Richtlinie nachkommen, unab-
hängig davon, ob die SE ihren Sitz in seinem Hoheitsgebiet hat oder nicht. 

(2) Die Mitgliedstaaten sehen geeignete Maßnahmen für den Fall der Nichteinhaltung die-
ser Richtlinie vor; sie sorgen insbesondere dafür, dass Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren 
bestehen, mit denen die Erfüllung der sich aus dieser Richtlinie ergebenden Verpflichtungen 
durchgesetzt werden kann. 

Artikel 13 

Verhältnis dieser Richtlinie zu anderen Bestimmungen 

(1) SE und Tochtergesellschaften einer SE, die gemeinschaftsweit operierende Unterneh-
men oder herrschende Unternehmen in einer gemeinschaftsweit operierenden Unternehmens-
gruppe im Sinne der Richtlinie 94/45/EG oder im Sinne der Richtlinie 97/74/EG zur Ausdeh-
nung der genannten Richtlinie auf das Vereinigte Königreich sind, unterliegen nicht den ge-
nannten Richtlinien und den Bestimmungen zu deren Umsetzung in einzelstaatliches Recht. 

Beschließt das besondere Verhandlungsgremium jedoch gemäß Artikel 3 Absatz 6, keine Ver-
handlungen aufzunehmen oder bereits aufgenommene Verhandlungen abzubrechen, so gelan-
gen die Richtlinie 94/45/EG oder die Richtlinie 97/74/EG und die Bestimmungen zu ihrer 
Umsetzung in einzelstaatliches Recht zur Anwendung. 

(2) Einzelstaatliche Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten in Bezug auf die Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer in den Gesellschaftsorganen, die nicht zur Umsetzung dieser 
Richtlinie dienen, finden keine Anwendung auf gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 
gegründete und von dieser Richtlinie erfasste Gesellschaften. 

(3) Diese Richtlinie berührt nicht 

a) die den Arbeitnehmern nach einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflo-
genheiten zustehenden Beteiligungsrechte, die für die Arbeitnehmer der SE und ihrer Toch-
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tergesellschaften und Betriebe gelten, mit Ausnahme der Mitbestimmung in den Organen der 
SE, 

b) die nach einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten geltenden Be-
stimmungen über die Mitbestimmung in den Gesellschaftsorganen, die auf die Tochtergesell-
schaften der SE Anwendung finden. 

(4) Zur Wahrung der in Absatz 3 genannten Rechte können die Mitgliedstaaten durch ge-
eignete Maßnahmen sicherstellen, dass die Strukturen der Arbeitnehmervertretung in den be-
teiligten Gesellschaften, die als eigenständige juristische Personen erlöschen, nach der Eintra-
gung der SE fortbestehen. 

Artikel 14 

Schlussbestimmungen 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
um dieser Richtlinie spätestens am 8. Oktober 2004 nachzukommen, oder stellen spätestens 
zu diesem Zeitpunkt sicher, dass die Sozialpartner die erforderlichen Bestimmungen durch 
Vereinbarungen einführen; die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Vorkehrungen, um 
jederzeit gewährleisten zu können, dass die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen Ergeb-
nisse erzielt werden. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

(2) Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften 
selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Be-
zug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

Artikel 15 

Überprüfung durch die Kommission 

Die Kommission überprüft spätestens zum 8. Oktober 2007 im Benehmen mit den Mitglied-
staaten und den Sozialpartnern auf Gemeinschaftsebene die Anwendung dieser Richtlinie, um 
dem Rat gegebenenfalls erforderliche Änderungen vorzuschlagen. 

Artikel 16 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften in Kraft. 

Artikel 17 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Luxemburg am 8. Oktober 2001. 
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ANHANG 

AUFFANGREGELUNG 

(nach Artikel 7) 

Teil 1: Zusammensetzung des Organs zur Vertretung der Arbeitnehmer 

Zur Verwirklichung des Ziels nach Artikel 1 wird in den in Artikel 7 genannten Fällen ein 
Vertretungsorgan gemäß folgenden Regeln eingesetzt: 

a) Das Vertretungsorgan setzt sich aus Arbeitnehmern der SE und ihrer Tochtergesell-
schaften und Betriebe zusammen, die von den Arbeitnehmervertretern aus ihrer Mitte oder, in 
Ermangelung solcher Vertreter, von der Gesamtheit der Arbeitnehmer gewählt oder bestellt 
werden. 

b) Die Mitglieder des Vertretungsorgans werden gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften und/oder Gepflogenheiten gewählt oder bestellt. 

Die Mitgliedstaaten sorgen durch entsprechende Vorschriften dafür, dass Änderungen inner-
halb der SE und ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe durch Anpassung der Zahl der Mit-
glieder des Vertretungsorgans und der Zuteilung der Sitze in diesem Organ Rechnung getra-
gen wird. 

c) Sofern die Zahl der Mitglieder des Vertretungsorgans es rechtfertigt, wählt das Vertre-
tungsorgan aus seiner Mitte einen engeren Ausschuss mit höchstens drei Mitgliedern. 

d) Das Vertretungsorgan gibt sich eine Geschäftsordnung. 

e) Die Mitglieder des Vertretungsorgans werden entsprechend der Zahl der in jedem 
Mitgliedstaat beschäftigten Arbeitnehmer der beteiligten Gesellschaften und der betroffenen 
Tochtergesellschaften oder betroffenen Betriebe gewählt oder bestellt, so dass pro Mitglied-
staat für jeden Anteil der in diesem Mitgliedstaat beschäftigten Arbeitnehmer, der 10 % der 
Gesamtzahl der in allen Mitgliedstaaten beschäftigten Arbeitnehmer der beteiligten Gesell-
schaften und der betroffenen Tochtergesellschaften oder betroffenen Betriebe entspricht, oder 
für einen Bruchteil dieser Tranche Anspruch auf einen Sitz besteht. 

f) Die Zusammensetzung des Vertretungsorgans wird dem zuständigen Organ der SE 
mitgeteilt. 

g) Vier Jahre nach seiner Einsetzung prüft das Vertretungsorgan, ob die Vereinbarung 
nach den Artikeln 4 und 7 ausgehandelt werden oder die in Übereinstimmung mit diesem An-
hang angenommene Auffangregelung weiterhin gelten soll. 

Wird der Beschluss gefasst, eine Vereinbarung gemäß Artikel 4 auszuhandeln, so gelten Arti-
kel 3 Absätze 4 bis 7 und Artikel 4 bis 6 sinngemäß , wobei der Ausdruck "besonderes Ver-
handlungsgremium" durch das Wort "Vertretungsorgan" ersetzt wird. Wenn am Ende des für 
die Verhandlungen vorgesehenen Zeitraums keine Vereinbarung zustande gekommen ist, fin-
det die Regelung, die ursprünglich gemäß der Auffangregelung angenommen worden war, 
weiterhin Anwendung. 

Teil 2: Auffangregelung für die Unterrichtung und Anhörung 
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Für die Zuständigkeiten und Befugnisse des Vertretungsorgans in einer SE gelten folgende 
Regeln: 

a) Die Zuständigkeiten des Vertretungsorgans beschränken sich auf die Angelegenheiten, 
die die SE selbst oder eine ihrer Tochtergesellschaften oder einen ihrer Betriebe in einem an-
deren Mitgliedstaat betreffen oder über die Befugnisse der Entscheidungsorgane auf der Ebe-
ne des einzelnen Mitgliedstaats hinausgehen. 

b) Unbeschadet etwaiger Zusammenkünfte gemäß Buchstabe c hat das Vertretungsorgan 
das Recht, auf der Grundlage regelmäßig von dem zuständigen Organ erstellter Berichte über 
die Entwicklung der Geschäftslage und die Perspektiven der SE unterrichtet und dazu gehört 
zu werden und zu diesem Zweck mindestens einmal jährlich mit dem zuständigen Organ der 
SE zusammenzutreten. Die örtlichen Geschäftsleitungen werden hiervon in Kenntnis gesetzt. 

Das zuständige Organ der SE übermittelt dem Vertretungsorgan die Tagesordnung aller Sit-
zungen des Verwaltungsorgans oder gegebenenfalls des Leitungs- und des Aufsichtsorgans 
sowie Kopien aller Unterlagen, die der Hauptversammlung der Aktionäre unterbreitet werden. 

Diese Unterrichtung und Anhörung bezieht sich insbesondere auf die Struktur der SE, ihre 
wirtschaftliche und finanzielle Situation, die voraussichtliche Entwicklung der Geschäfts-, 
Produktions- und Absatzlage, auf die Beschäftigungslage und deren voraussichtliche Ent-
wicklung, auf die Investitionen, auf grundlegende Änderungen der Organisation, auf die Ein-
führung neuer Arbeits- oder Fertigungsverfahren, auf Verlagerungen der Produktion, auf Fu-
sionen, Verkleinerungen oder Schließungen von Unternehmen, Betrieben oder wichtigen Tei-
len derselben und auf Massenentlassungen. 

c) Treten außergewöhnliche Umstände ein, die erhebliche Auswirkungen auf die Interes-
sen der Arbeitnehmer haben, insbesondere bei Verlegungen, Verlagerungen, Betriebs- oder 
Unternehmensschließungen oder Massenentlassungen, so hat das Vertretungsorgan das Recht, 
darüber unterrichtet zu werden. Das Vertretungsorgan oder - wenn das Vertretungsorgan dies, 
insbesondere bei Dringlichkeit, beschließt - der engere Ausschuss hat das Recht, auf Antrag 
mit dem zuständigen Organ der SE oder den Vertretern einer geeigneteren mit eigenen Ent-
scheidungsbefugnissen ausgestatteten Leitungsebene innerhalb der SE zusammenzutreffen, 
um über Maßnahmen, die erhebliche Auswirkungen auf die Interessen der Arbeitnehmer ha-
ben, unterrichtet und dazu gehört werden. 

Wenn das zuständige Organ beschließt, nicht im Einklang mit der von dem Vertretungsorgan 
abgegebenen Stellungnahme zu handeln, hat das Vertretungsorgan das Recht, ein weiteres 
Mal mit dem zuständigen Organ der SE zusammenzutreffen, um eine Einigung herbeizufüh-
ren. Findet eine Sitzung mit dem engeren Ausschuss statt, so haben auch die Mitglieder des 
Vertretungsorgans, die von diesen Maßnahmen unmittelbar betroffene Arbeitnehmer vertre-
ten, das Recht, daran teilzunehmen. 

Die Sitzungen nach Absatz 1 lassen die Vorrechte des zuständigen Organs unberührt. 

d) Die Mitgliedstaaten können Regeln für den Vorsitz in den Sitzungen zur Unterrich-
tung und Anhörung festlegen. 

Vor Sitzungen mit dem zuständigen Organ der SE ist das Vertretungsorgan oder der engere 
Ausschuss - gegebenenfalls in der gemäß Buchstabe c Absatz 3 erweiterten Zusammenset-
zung - berechtigt, in Abwesenheit der Vertreter des zuständigen Organs zu tagen. 
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e) Unbeschadet des Artikels 8 unterrichten die Mitglieder des Vertretungsorgans die Ar-
beitnehmervertreter der SE und ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe über den Inhalt und 
die Ergebnisse der Unterrichtungs- und Anhörungsverfahren. 

f) Das Vertretungsorgan oder der engere Ausschuss können sich durch Sachverständige 
ihrer Wahl unterstützen lassen. 

g) Sofern dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, haben die Mitglieder des 
Vertretungsorgans Anspruch auf bezahlte Freistellung für Fortbildungsmaßnahmen. 

h) Die Ausgaben des Vertretungsorgans gehen zulasten der SE, die die Mitglieder dieses 
Organs mit den erforderlichen finanziellen und materiellen Mitteln ausstattet, damit diese ihre 
Aufgaben in angemessener Weise wahrnehmen können. 

Insbesondere trägt die SE die Kosten der Veranstaltung der Sitzungen einschließlich der Dol-
metschkosten sowie die Aufenthalts- und Reisekosten für die Mitglieder des Vertretungsor-
gans und des engeren Ausschusses, soweit nichts anderes vereinbart wurde. 

Die Mitgliedstaaten können im Einklang mit diesen Grundsätzen Regeln für die Finanzierung 
der Arbeit des Vertretungsorgans festlegen. Sie können insbesondere die Übernahme der Kos-
ten auf die Kosten für einen Sachverständigen begrenzen. 

Teil 3: Auffangregelung für die Mitbestimmung 

Für die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in der SE gelten folgende Bestimmungen: 

a) Fanden im Falle einer durch Umwandlung gegründeten SE Vorschriften eines Mitglied-
staats über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Verwaltungs- oder im Aufsichtsorgan 
vor der Eintragung Anwendung, so finden alle Komponenten der Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer weiterhin Anwendung. Buchstabe b gilt diesbezüglich sinngemäß. 

  

b) In den Fällen der Gründung einer SE haben die Arbeitnehmer der SE, ihrer Tochtergesell-
schaften und Betriebe und/oder ihr Vertretungsorgan das Recht, einen Teil der Mitglieder des 
Verwaltungs- oder des Aufsichtsorgans der SE zu wählen oder zu bestellen oder deren Bestel-
lung zu empfehlen oder abzulehnen, wobei die Zahl dieser Mitglieder sich nach dem höchsten 
maßgeblichen Anteil in den beteiligten Gesellschaften vor der Eintragung der SE bemisst. 

Bestanden in keiner der beteiligten Gesellschaften vor der Eintragung der SE Vorschriften 
über die Mitbestimmung, so ist die SE nicht verpflichtet, eine Vereinbarung über die Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer einzuführen. 

Das Vertretungsorgan entscheidet über die Verteilung der Sitze im Verwaltungs- oder im 
Aufsichtsorgan auf die Mitglieder, die Arbeitnehmer aus verschiedenen Mitgliedstaaten ver-
treten, oder über die Art und Weise, in der die Arbeitnehmer der SE Mitglieder dieser Organe 
empfehlen oder ablehnen können, entsprechend den jeweiligen Anteilen der in den einzelnen 
Mitgliedstaaten beschäftigten Arbeitnehmer der SE. Bleiben Arbeitnehmer aus einem oder 
mehreren Mitgliedstaaten bei der anteilmäßigen Verteilung unberücksichtigt, so bestellt das 
Vertretungsorgan eines der Mitglieder aus einem dieser Mitgliedstaaten, und zwar vorzugs-
weise - sofern angemessen - aus dem Mitgliedstaat, in dem die SE ihren Sitz haben wird. Je-
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der Mitgliedstaat hat das Recht, die Verteilung der ihm im Verwaltungs- oder im Aufsichtsor-
gan zugewiesenen Sitze festzulegen. 

Alle von dem Vertretungsorgan oder gegebenenfalls den Arbeitnehmern gewählten, bestellten 
oder empfohlenen Mitglieder des Verwaltungsorgans oder gegebenenfalls des Aufsichtsor-
gans der SE sind vollberechtigte Mitglieder des jeweiligen Organs mit denselben Rechten 
(einschließlich des Stimmrechts) und denselben Pflichten wie die Mitglieder, die die Anteils-
eigner vertreten. 

 


